
Resolution 

Die rund 160 Teilnehmerinnen am- Frauenkongress des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes vom 19. 
November in Basel, Vertreterinnen von über 39‘000 Gewerkschafterinnen, stellen fest:  

- Nach wie vor findet die grosse Bedeutung der Berufstätigkeit für die Frauen selbst für die Volkswirtschaft die 
Gesellschaft und die Familie nicht die erforderliche Anerkennung;  
- trotz aller erzielten gewerkschaftlichen Fortschritte sind, von Ausnahmen abgesehen. die gleichen Rechte von 
Mann und Frau in der Arbeitswelt nicht verwirklicht;  
- das Recht der Frau auf Arbeit ist nicht allgemein anerkannt;  

protestieren dagegen, dass die Frauen zuerst und am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffen sind;  

brandmarken das Verhalten jener Arbeitgeber, welche durch Entlassungen. Kurzarbeit, Lohnabbau und weitere 
Repressalien die wirtschaftliche Situation ausnützen, um vermehrten Profit aus der menschlichen Arbeitskraft zu 
ziehen,  wobei die untersten Lohnklassen am meisten zu leiden haben;  

begrüssen, dass Dank der Intervention des SGB am 1. Januar 1976 eine Regelung bezüglich der 
Arbeitslosenversicherung für Teilzeitbeschäftigte in Kraft treten soll;  

appellieren.  
- an die Gewerkschaftsfunktionäre, unbenommen der gegenwärtigen Situation, bei Lohnverhandlungen die 
Verwirklichung der Lohngleichheit für Männer und Frauen bei gleichwertiger Arbeit energisch weiterzuverfolgen;  

- an den Bundesrat, unverzüglich das Postulat Wüthrich betreffend die gesetzliche Verankerung des Grundsatzes 
der Lohngleichheit zu verwirklichen;  

fordern  
- eine Politik der Vollbeschäftigung, in welche die Frauen einzubeziehen sind, um nicht weiterhin Puffer der 
Wirtschaft zu sein;  

- die stufenweise Herabsetzung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 40 Stunden durch Gesetz und Vertrag;  

- die Schaffung einer Koordinationsstelle beim Bund für alle mit der Frauenarbeit zusammenhängenden Fragen 
arbeitsrechtlicher, sozial- und bildungspolitischer Art;  

weisen darauf hin, dass die Chancengleichheit im Beruf die Demokratisierung des Bildungswesens voraussetzt; sie 
bekräftigen die Konzepte des SGB über die Neugestaltung  über die Neugestaltung der Berufsbildung sowie der 
Reform der Volksschule und appellieren an alle Kreise, die sich ernsthaft für die Rechte der Frauen einsetzen, die 
bildungspolitischen Bestrebungen des SGB zu unterstützen;  

fordern  
- die unverzügliche Verwirklichung einer sozialen Krankenversicherung mit Mutterschaftsversicherung für alle 
Frauen;  
- ein Entschädigungssystem für Erwerbstätige, die sich der Pflege eines erkrankten Familienmitgliedes widmen 
müssen:  
- die unverzügliche Anpassung des Mutterschutzes für erwerbstätige Mütter an die internationalen Normen. unter 
anderem;  
- Kündigungsschutz während der Schwangerschaft;  
- volle Lohnzahlung während mindestens 14 Wochen vor und nach der Niederkunft;  
- nach dem gesetzlichen Mutterschaftsurlaub einen Urlaub von mindestens einem Jahr ohne unzumutbare 
Lohneinbusse für Mutter oder Vater zur Erziehung des Kindes bei Sicherung des Arbeitsplatzes sowie der aus dem 
Arbeitsverhältnis erworbenen Rechte. gemäss den am SGB-Kongress 1972 erhobenen Forderungen;  
- soziale Infrastrukturen für erwerbstätige Eltern, wie öffentliche Kinderkrippen, Kindergärten. Tagesschulen usw.;  
- die eigenständige AHV-Rente für die Ehefrau;  

appellieren an Frauen und Männer, die Volksinitiativen betreffend die „Fristenlösung bei freier Arztwahl“ und 
„Gleiche Rechte für Mann und Frau“ zu unterstützen;  

unterstreichen, dass Frauenprobleme Probleme der Gesellschaft und der Gesellschaftsordnung sind, deren 
Lösung eine Aenderung des gesellschaftlichen Bewusstseins bei Frauen wie bei Männern erfordert sowie ein 
vermehrtes Engagement der Frauen selbst voraussetzt;  

rufen die berufstätigen Frauen auf, sich mit den organisierten Arbeitnehmerinnen zu solidarisieren und sich 
innerhalb der Gewerkschaften sowohl im Kampf für die Durchsetzung ihrer Rechte zu beteiligen als auch 
mitzuhelfen, die allgemeinen gewerkschaftlichen Postulate hinsichtlich einer demokratischen und humaneren 
Arbeitswelt sowie einer sozial gerechten Gesellschaftsordnung zu verwirklichen.  

Senefelder, 27.11.1975.  
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